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für Die Freie Stadt Danzig 


123 Ausgabe A. 


Gefekblatt 


Ausgegeben Danzig, den 11. Juni 1930 


Kraftfahrzeuge. 


Krafträder. 


Kraftomnibuſſe. 


Benzin-eleffrifcher 
Antrieb. 


Sattelſchlepper. 


Luftbereifung. 


Ausführungsbeſtimmungen 
zum Kraftfahrzeugſteuergeſetz vom 1. April 1929. 
Vom 23. 5. 1930. 


Auf Grund des 8 5, $ 6 Abſ. 3, § 9 Abſ. 4, $ 10 Abſ. 4, § 15 Abſ. 3, § 21 
des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes vom 1. April 1929 (Geſetzbl. S. 59) und der SS 7, 
88, 183 des Steuergrundgeſetzes vom 11. Dezember 1922 (Eeſetzbl. 1923, S. 57) 
wird hiermit folgendes beſtimmt: 
A. Zuſtändigkeit. 


S 1. 
Die Verwaltung der Kraftfahrzeugſteuer liegt dem Verkehrsſteueramt der Freien 
Stadt Danzig ob. 
B. Begriffsbeſtimmungen. 
8 2. 
Als Kraftfahrzeuge im Sinne des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes gelten Landfahr⸗ 
zeuge, die durch Maſchinenkraft bewegt werden, ohne an Bahngleiſe gebunden zu ſein. 


83. 
(1) Als Krafträder gelten Kraftfahrzeuge mit höchſtens drei Laufrädern, wenn 
ihr Eigengewicht in betriebsfertigem Zuſtand 350 Kilogramm nicht überſteigt; An⸗ 
hänger, Bei- und Vorſteckwagen bleiben bei Feſtſtellung der Fahrzeugart außer 


Betracht. 


(2) Als Krafträder gelten außerdem Kraftfahrzeuge ohne Anhänger, Bei⸗ oder 
Vorſteckwagen, mit zwei Laufrädern und zwei ſeitlichen, nur gelegentlich benutzten 
Stützrädern, wenn ihr Eigengewicht in betriebsfertigem Zuſtand 350 Kilogramm 
nicht überſteigt. 

8 4. 


Als Kraftomnibuſſe gelten Perſonenkraftwagen mit mehr als acht Sitzplätzen 
(einſchließlich Führerſitz). 

8 5. 

Als Kraftfahrzeuge mit Antrieb durch Verbrennungsmaſchine gelten auch Fahr⸗ 
zeuge, bei denen die Kraft von der Verbrennungsmaſchine durch Dynamomaſchine 
und Elektromotor auf die Fahrzeugräder übertragen wird (Fahrzeuge mit ſogenanntem 
benzin⸗elektriſchem Antrieb). 

8 6. 


Als Sattelſchlepper bezeichnete Kraftfahrzeuge gelten auch dann als Zugmaſchinen 
ohne Güterladeraum ($ 4 Abſ. 1 Nr. 4 des Geſetzes), wenn ſie mit einer Anhängeachſe 
in der Weiſe verbunden werden, daß ein weſentlicher Teil des Gewichts der Anhänge— 
achſe den Sattelſchlepper belaſtet. 

Sl 

Als Luftbereifung im Sinne des $ 4 Abſ. 3 des Geſetzes gilt eine Bereifung, 

bei der die in einem Schlauch eingeſchloſſene Luft ſchon bei unbelaſtetem Reifen unter 
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Überdruck ſteht. Hochelaſtiſche Vollgummireifen (Kiſſenreifen) ſind nach dieſer Be- 
ſtimmung auch dann nicht als Luftbereifung anzuſehen, wenn ſie ſogenannte Luft⸗ 
kammern enthalten. 


§ 8. 

Der Hubraum von Verbrennungsmaſchinen der im S 4 Abſ. 1 Nr. 1 und 2 des 

Geſetzes genannten Fahrzeuge iſt nach folgender Formel zu berechnen: 
H = O0, 00078 i 05 ~ s. 

worin H den Hubraum in Kubikzentimeter, i die Zahl der Zylinder, d den Durch— 
meſſer der Zylinder in Millimeter, s den Kolbenhub in Millimeter bedeutet. Bei der 
Feſtſtellung des Zylinderdurchmeſſers und des Kolbenhubes ſind Bruchteile eines 
Millimeters von weniger als 0,5 nicht. zußberückſichtigen und’ Bruchteile von 0,5 und 


mehr mit 0,5 anzurechnen. Der ſo berechnete Hubraum iſt auf volle Kubikzentimeter 
nach unten abzurunden. 


8 9. Ç 

(1) Als Eigengewicht (8 4 Ab. 1 Nr. 1 bis 4 des Geſetzes) gilt das Gewicht 
des betriebsfertigen Fahrzeugs mit gefüllten Betriebsſtoffbehältern, bei elektriſch 
angetriebenen Fahrzeugen mit gefüllter Akkumulatorenbatterie. Das Gewicht iſt durch 
Wiegen des ganzen Fahrzeugs feſtzuſtellen. Mitzuwiegen ſind Aufbauten, durch die 
Verordnung über Kraftfahrzeugverkehr vorgeſchriebene Ausrüſtungsteile (Signal- 
inſtrumente, Beleuchtungseinrichtungen, Rürtjpiegel, Kennzeichentafeln) und etwa vor— 
handene mit dem Fahrzeug feſtverbundene Fahrtrichtungsanzeiger, Windſchutzſcheiben, 
Kotflügel und Trittbretter. Nicht mitzuwiegen ſind Aufſteckwände, Spiegel, Planen, 


Vorratsräder, Vorratsreifen, Werkzeuge, Erſatzteile, Gleitſchutzketten und Wagen— 
winden. 


(2) Bei Sattelſchleppern (8 6) iſt das Eigengewicht der aufgelegten Anhänge— 
achſe, ſoweit es den Sattelſchlepper belaſtet, mitzuwiegen; werden Anhängeachſen 
verſchiedenen Eigengewichts verwendet, ſo iſt die ſchwerſte Anhängeachſe maßgebend. 


$ 10. 


Die Zulaſſung von Kraftfahrzeugen im Sinne dieſer Ausführungsbeſtimmungen 
bedeutet die Zulaſſung gemäß der Verordnung über den Kraftfahrzeugverkehr vom 
26. März 1928 (St. A. I S. 149). Zulaſſungsbehörde iſt der Polizeipräſident in 
Danzig. 


C. Erhebung der Kraftfahrzeugſteuer. 
l. Regelmäßiges Verfahren. 
a) Einſtellung eines Kraftfahrzeugs. 
§ 11. 


(1) Wenn ein der Steuer unterliegendes Kraftfahrzeug zum Befahren öffentlicher 
Wege benutzt werden ſoll, ſo iſt bei Kraftfahrzeugen, für die eine Zulaſſung vorgeſehen 
iſt, von dem Steuerpflichtigen eine Steueranmeldung unter Verwendung eines Vordrucks 
(Abſ. 3) mi: dem Antrage auf Zulaſſung des Fahrzeugs bei der Zulaſſungsbehörde 
einzureichen. Die Anmeldung iſt von der Zulaſſungsbehörde mit der Beſcheinigung 
der Übereinſtimmung der Eintragungen des Anmeldungspflichtigen mit den Angaben 
in der Zulaſſungsbeſcheinigung zu verſehen und, gegebenenfalls durch Vermittelung 
des Anmeldenden, dem Verkehrsſteueramt zuzuleiten. Unſtimmigkeiten zwiſchen den 
Angaben in der Zulaſſungsbeſcheinigung und der Steueranmeldung ſind von der 
Zulaſſungsbehörde im Benehmen mit dem Anmeldenden vorher zu klären. Die An⸗ 
meldung iſt ſpäteſtens drei Tage vor der Benutzung des Kraftfahrzeugs zu bewirken. 
Die Friſt gilt als gewahrt, wenn die Anmeldung rechtzeitig bei der Zulaſſungsbehörde 
eingereicht iſt. 

(2) Bei Kraftfahrzeugen, für die eine Zulaſſung nicht vorgeſchrieben iſt, hat die 
Steueranmeldung beim Verkehrsſteueramt zu erfolgen. Der Steuerpflichtige hat auf 


Verlangen des Verkehrsſteueramtes ſeine Angaben in der Steueranmeldung in geeig- 
neter Weiſe zu belegen. k 


C. L: HEAT 
TAT AA T U 


Steuerfeſtſetzung. 


Steuerkarte. 


Geltungsbeginn. 


Aushändigung. 


(3) Für jedes Fahrzeug iſt ein Anmeldungsvordruck zu verwenden, der je nach 


der Art des Fahrzeugs verſchieden iſt und zwar: 

a) für Krafträder und Perſonenkraftwagen mit Antrieb durch Verbrennungs— 
maſchine, 

b) für Kraftomnibuſſe und Laſtkraftwagen mit Antrieb durch Verbrennungs- 
maſchine, 

c) für elektriſch oder mit Dampf angetriebene Kraftfahrzeuge (Kraftrad, Perſonen⸗ 
kraftwagen, Kraftomnibuſſe, Laſtkraftwagen) ſowie für Zugmaſchinen ohne Düter- 
laderaum ohne Rückſicht auf die Art des Antriebes. 

Die Vordrucke ſind unentgeltlich bei der Zulaſſungsbehörde ſowie beim Verkehrs- 
ſteueramt erhältlich. 

Der vom Steuerpflichtigen auszufüllende Teil des Anmeldungsvordrucks hat 
außer der Bezeichnung des Steuerpflichtigen, ſeiner Wohnung und des Antragsanlaſſes 
(Einſtellung des Fahrzeugs, Erneuerung, Umſchreibung der Steuerkarte) alle Angaben 
über das Kraftfahrzeug zu enthalten, die für die Steuerfeſtſetzung und für die Aus⸗ 
füllung der Steuerkarte (§ 12 Abſ. 2) erforderlich ſind. 


$ 12. 


(1) Das Verkehrsſteueramt ſetzt die Steuer auf der Anmeldung feſt und fertigt 
eine Steuerkarte für das Fahrzeug aus. Es iſt berechtigt, ſich das Fahrzeug vor— 
führen zu laſſen. 

(2) Die Vordrucke für Steuerkarten gemäß $ 6 Abſ. 2 des Geſetzes werden nach 
beſonderem Muſter in Blockform hergeſtellt und mit geeigneten Kontrollzeichen ver— 
ſehen. Die ausgefüllte Steuerkarte ſoll enthalten: Die Bezeichnung der Dauer ihrer 
Gültigkeit und der Perſon oder Firma, für die fie ausgeſtellt iſt, die Art des Kraft- 
fahrzeugs, das polizeiliche Kennzeichen (bzw. Herſtellungsfirma, Fabriknummer des 
Fahrgeſtells oder Nummer des Motors), Angabe der Steuerkarte, an deren Stelle 
ſie tritt, die feſtgeſetzte Steuer (unter Angabe des Hubraums und Eigengewichts), 
die Friſten für etwaige Teilzahlungen, Raum zum Vermerk über die entrichteten 
Zahlungen und die im Steuerintereſſe hauptſächlich zu beachtenden Regeln. 


8 13. 
(1) Als Beginn der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte iſt der Tag der Steuer— 
feſtſetzung einzuſetzen. 

(2) Bei verſpäteter oder unterlaſſener Löſung einer Steuerkarte iſt als Geltungs— 
beginn der Tag der unbefugten erſten Benutzung des Fahrzeugs einzuſetzen. Liegt zur 
Zeit der Steuerfeſtſetzung der Zeitpunkt der unbefugten erſten Benutzung über ein 
Jahr zurück, ſo wird eine Steuerkarte nur für den Zeitraum nach dem abgelaufenen 
Jahr erteilt. Über die für den früheren Zeitpunkt entrichtete Kraftfahrzeugſteuer iſt 
dem Steuerpflichtigen eine beſondere Quittung zu erteilen. 


(3) Befindet ſich der Steuerpflichtige im Beſitz einer Steuerkarte und iſt feſt⸗ E 


geſtellt, daß er bereits vor deren Geltungsbeginn das Fahrzeug unbefugt benutzt hat, 
ſo hat er eine neue Steuerkarte mit Geltungsbeginn vom Tage der erſten Benutzung 
an zu löſen. Auf den für dieſe Karte feſtgeſetzten Steuerbetrag iſt gegen Rückgabe der 
früher gelöſten Steuerkarte der für dieſe vereinnahmte Steuerbetrag anzurechnen. 
Auf der neuen Steuerkarte find der angerechnete und der noch einzuzahlende Steuer— 
betrag ſowie die Einzahlungsfriſten anzugeben. Die frühere Steuerkarte iſt nach 
Unbrauchbarmachung zur Anmeldung zu nehmen. Die Eintragungen auf der Kar— 
tothekkarte (8 16) ſind zu berichtigen. 

(4) Abgeſehen von den im Abſatz 3 bezeichneten Fällen iſt die Ausſtellung einer 
neuen Steuerkarte auf längere Dauer unter Anrechnung der Zeitdauer und des 
Steuerbetrages einer bereits für dasſelbe Suaftfahigeug auf kürzeren Zeitraum aus⸗ 
geſtellten Steuerkarte unzuläſſig. 

S 14. 

(1) Die Feſtſetzungsſtelle gibt dem Steuerpflichtigen den feſtgeſetzten Steuerbetrag 
unter Angabe der Einzahlungsfriſt — bei Teilzahlungen: der Einzahlungsfriſten — 
bekannt und leitet eine entſprechende Zahlungsanweiſung der Kaſſe zu. Über den 


Teilzahlungen. 


Kartothek. 


ür zul E 
Wi 


zeuge. 


daſelbſt eingezahlten Steuerbetrag nebſt etwaigen Nebeneinzahlungen (Zinſen, Zuſchlag 
nach $ 141 Abſ. 2 StGrGef. uſw.) erhält der Steuerpflichtige eine Quittung. 

(2) Erſt nach Entrichtung der Steuer — bei Teilzahlungen nach Entrichtung der 
erſten Teilzahlung — iſt dem Steuerpflichtigen die Steuerkarte auszuhändigen. 

(3) Werden die Steuerkarte und die der Anmeldung beigefügten Unterlagen 
nicht bei der Feſtſetzungsſtelle in Empfang genommen, ſo iſt dem Steuerpflichtigen 
bei der Bekanntgabe des Steuerbetrages zu eröffnen, daß ihm die Steuerkarte und 
die Unterlagen nach Entrichtung der Steuer auf ſeine Koſten und Gefahr überſandt 
werden. 

(4) Die Feſtſetzungsſtelle hat wie auf der Anmeldung, ſo auch auf dem am 
Steuerkartenblock verbliebenen Stamm der Steuerkarte die Sollbuchnummer zu ver— 
merken. Der Tag der Aushändigung oder Abſendung der Steuerkarte iſt auf der 
Anmeldung ebenfalls zu vermerken. Die Anmeldungen ſind nach der Sollbuchnummer 
geordnet aufzubewahren. ) 

(5) Zwecks Aushändigung der Zulaſſungsbeſcheinigung hat der Steuerpflichtige 
die Steuerkarte der Zulaſſungsbehörde vorzulegen. 


9 15. 

(1) Will der Steuerpflichtige von der Möglichkeit der Teilzahlung ($ 6 Abſ. 3 
des Geſetzes) Gebrauch machen, ſo hat er dies in der Steueranmeldung zu beantragen. 

(2) Die erſte Teilzahlung iſt vor Aushändigung der Steuerkarte zu entrichten. 
Ein etwa nach $ 141 Abſ. 2 des Steuergrundgeſetzes feſtgeſetzter Zuſchlag iſt bei 
der erſten Teilzahlung zu entrichten. Bei halbjährlichen Teilzahlungen iſt die zweite 
Teilzahlung innerhalb einer Friſt von ſechs Monaten, bei vierteljährlichen Teilzahlungen 
ſind die zweite und die folgenden Teilzahlungen innerhalb einer Friſt von drei, ſechs 
und neun Monaten nach Geltungsbeginn der Steuerkarte ohne beſondere Aufforderung 
zu entrichten. 

(3) Wird eine Teilzahlung nicht rechtzeitig entrichtet, jo iſt der fällige Betrag 
unverzüglich zwangsweiſe beizutreiben. 

(4) Bei nicht rechtzeitiger Entrichtung einer Teilzahlung kann das Verkehrsſteuer— 
amt bei der Zulaſſungsbehörde die Einziehung der Zulaſſungsbeſcheinigung und die 
Vernichtung des Dienſtſtempels auf dem Kennzeichen beantragen ($ 11 Abſ. 2 Satz 2 
des Geſetzes). In der Regel ſoll das Verkehrsſteueramt dieſen Antrag erſt ſtellen, 
wenn die Teilzahlung auch im Beitreibungsverfahren nicht entrichtet worden iſt. Will 
das Verkehrsſteueramt den Antrag ſchon früher ſtellen — z. B. weil der Steuer- 
pflichtige wiederholt Teilzahlungen nicht rechtzeitig entrichtet hat oder die Durchführung 
der Beitreibung ſich verzögert —, jo ſoll dieſe Maßnahme dem Steuerpflichtigen mit 
kurzer Friſt zuvor angedroht werden; von der Androhung kann abgeſehen werden, 
wenn dem Steuerpflichtigen wegen der Teilzahlung bereits eine Mahnung überſandt iſt. 


$ 16. 

(1) über jede erteilte Steuerkarte wird vom Verkehrsſteueramt eine Kartothekkarte 
angelegt. Die geſamten Kartothekkarten find je nach der Art des Fahrzeugs in vier 
Abteilungen; für Krafträder, Perſonenkraftwagen, Kraftomnibuſſe und Laſtkraft⸗ 
wagen nebſt ſonſtigen Fahrzeugen geordnet nach den von der Zulaſſungsbehörde 
erteilten Kennzeichennummern aufzubewahren. 

(2) Die Kartothekkarte hat zu enthalten: Namen und Wohnung des Steuer— 
pflichtigen, Art des Kraftfahrzeugs, Herſtellungsfirma, Typ, Kennzeichennummer 
— gegebenenfalls Nummer des Fahrgeſtells und des Motors —, Hubraum, Eigen- 
gewicht des betriebsfertigen Fahrzeugs, Art der Bereifung, Gültigkeitsdauer der 
Steuerkarte und den Tag der Aushändigung oder Abſendung der Steuerkarte, 
erforderlichen Falls auch die Nummer des Sollbuchs. 

(3) Die Kartothekkarte dient zur Überwachung der rechtzeitigen Erneuerung der 
Steuerkarte und gibt Aufſchluß über ſonſtige getroffene Maßnahmen. 


b) Erneuerung der Steuerkarte. 
8 17. b 
(J) Solange ein Kraftfahrzeug, für das eine Zulaſſung vorgeſchrieben iſt, bei 
der Zulaſſungsbehörde nicht ordnungsmäßig abgemeldet iſt, hat der Steuerpflichtige 


Ueberwachung der 
Erneuerung. 


Für zulaſſungs⸗ 
x freie Fahrzeuge. 


Verſpätete Ab- 
meldung. 


unaufgefordert die Ausſtellung einer neuen Steuerkarte ſpäteſtens drei Tage vor 


Ablauf der Gültigkeitsdauer der alten Steuerkarte durch Einreichung einer Anmeldung 
bei dem Verkehrsſteueramt zu beantragen. Wegen des zu verwendenden Vordrucks 
wird auf $ 11 Abſ. 3 verwieſen. 

(2) Der Anmeldung iſt die bisherige Steuerkarte beizufügen. Das Verkehrs⸗ 
ſteueramt kann die Vorlegung der Zulaſſungsbeſcheinigung verlangen. In Fällen, 
in denen zwiſchen dem Antrag auf Erneuerung der alten und Aushändigung der neuen 
Steuerkarte das Fahrzeug benutzt werden ſoll, kann von der Einreichung der alten 
Karte und der Zulaſſungsbeſcheinigung zunächſt abgeſehen werden. Der Antragſteller 
iſt jedoch verpflichtet, nach Empfang der neuen Karte die alte Steuerkarte einzureichen 
und gegebenenfalls die Zulaſſungsbeſcheinigung vorzulegen. 

(3) Nach Prüfung der Anmeldung ſetzt das Verkehrsſteueramt die Steuer feſt, 
fertigt für das Fahrzeug eine Steuerkarte nach 8 12 Abſ. 2 aus und verfährt im 
übrigen nach den Beſtimmungen im 8 14 Abſ. 1 bis 4. 

(4) Als Geltungsbeginn der Steuerkarte iſt der Tag nach Ablauf der alten 


Karte anzuſetzen. Die alte Steuerkarte verbleibt bei der Anmeldung. Die Kartothek— 


karte iſt zu ergänzen. S 
$ 18. \ 


(1) Die Erneuerung der Steuerkarte iſt durch die Kartothek ($ 16) in Verbindung 
mit einem Friſtenkalender in einfachſter Form (Angabe der Kennzeichennummer) zu 
überwachen. 

(2) Hat der Steuerpflichtige bei Kraftfahrzeugen, für die eine Zulaſſung vor 
geſchrieben iſt, die Erneuerung der Steuerkarte nicht bis zum Ablauf ihrer Gültigkeits⸗ 
dauer beantragt, ſo iſt ihm unter Hinweis auf die Folgen des § 11 Abſ. 2 des 
Geſetzes ein Erſuchen um unverzügliche Erneuerung zuzuſtellen. Unterläßt der Steuer⸗ 
pflichtige die Erneuerung auch dann noch, ſo hat das Verkehrsſteueramt bei der 
Zulaſſungsbehörde die Einziehung der Zulaſſungsbeſcheinigung und die Vernichtung 
des Dienſtſtempels auf dem Kennzeichen zu beantragen (8 11 Abſ. 2 Satz 2 des 
Geſetzes). Die Zulaſſungsbehörde hat dem Verkehrssteueramt von der Erledigung 
des Antrages unter Angabe des Tages, an dem das Fahrzeug als gelöſcht gilt, 
Mitteilung zu machen. Alsdann hat das Verkehrsſteueramt die Steuer für den 
Zeitraum vom Ablauf der Steuerkarte bis zur Löſchung des Fahrzeugs bei der 
Zulaſſungsbehörde mit folgender Maßgabe feſtzuſetzen: für jeden vollen oder ange— 
fangenen Monat des genannten Zeitraums iſt ein Zwölftel der Jahresſteuer und 
von dem jo berechneten Geſamtbetrag das Aufgeld ($ 6 Abi. 4 des Geſetzes) mit 
6 v. H. für einen Zeitraum von nicht mehr als drei Monaten und mit 3 v. H. für 
einen Zeitraum von mehr als drei, aber nicht mehr als ſechs Monaten anzuſetzen; 


der Endbetrag iſt auf volle Gulden nach oben abzurunden. Eine Steuerkarte iſt nicht 


auszuſtellen. 

(3) Hat der Steuerpflichtige die Erneuerung der Steuerkarte nicht rechtzeitig 
beantragt, ſo kann ihm das Verkehrsſteueramt einen Zuſchlag nach § 141 Abſ. 2 
des Steuergrundgeſetzes auferlegen. 


8 19. 
Soll ein Kraftfahrzeug, für das keine Zulaſſung vorgeſchrieben iſt, über die 
Gültigkeitsdauer der Steuerkarte hinaus benutzt werden, ſo gelten die Beſtimmungen, 
im $ 17 und § 18 Abſ. 1 und 3 entſprechend. 


s 20. 


Bei Kraftfahrzeugen, für die nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte 
gemäß S 11 Abf. 2 des Geſetzes die Steuerpflicht fortbeſteht, kann das Verkehrs- 
ſteueramt von der Feſtſetzung oder Einziehung der Steuer abjehen, wenn die Ab— 
meldung des Fahrzeugs bei der Zulaſſungsbehörde ſpäteſtens binnen einer Woche 
nach Ablauf der alten Steuerkarte nachgewieſen ſowie die Nichtbenutzung des Fahrzeugs 
auf öffentlichen Wegen nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte glaubhaft 
gemacht wird. l a Da 


Wenne een 


rend der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte. 
8 21. 


Erſa durch ein (1) Stellt der Steuerpflichtige während der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte 
w eres Fahr⸗ an Stelle des bisherigen ein anderes Kraftfahrzeug ein, ſo hat er, falls die Steuer 
zeug. ſich höher als bisher berechnet, nach Maßgabe der 88 11 ff. eine neue Steuerkarte zu 


löſen. Die Steuer für die alte Steuerkarte wird gemäß 55 13 bis 15 des Geſetzes 
erſtattet oder erlaſſen, ſofern nicht etwa die alte Steuerkarte auf den Erwerber des 


K bisherigen Fahrzeugs umgeſchrieben werden foll. 

Wi. (2) Berechnet ſich die Steuer für das neueingeſtellte Fahrzeug nicht höher als 
„ für das bisherige Fahrzeug, ſo hat der Steuerpflichtige ſpäteſtens drei Tage vor der 
K. Benutzung des neuen Fahrzeugs entweder eine neue Steuerkarte zu löſen (vgl. Abſ. 1) 
* oder die Umſchreibung der Steuerkarte zu beantragen. b 


(3) Im Falle der Umſchreibung iſt eine Steueranmeldung für das neu eingeſtellte 
Fahrzeug abzugeben und eine neue Steuerkarte auszuſtellen. Die alte Steuerkarte 
iſt der Anmeldung beizufügen, bei der ſie verbleibt. In die neue Steuerkarte ſind 
aus der alten Steuerkarte zu übernehmen: die Gültigkeitsdauer, der feſtgeſetzte Steuer— 
betrag, die noch ausſtehenden Teilzahlungen und die dafür beſtimmten Einzahlungs— 
friſten. Aus der bisherigen Sollbucheintragung iſt feſtzuſtellen, welcher Steuerbetrag 
auf die alte Steuerkarte bereits entrichtet iſt; dieſer Betrag iſt auf der neuen Steuer⸗ 
karte zu vermerken. t i - 
Die frühere Sollbuchnummer iſt bei der neuen Eintragung, die neue Sollbuch—⸗ 
nummer iſt bei der alten Eintragung zu vermerken. Die Kartothek iſt zu berichtigen. 
(4) Für die Umſchreibung der Steuerkarte (Abſ. 3) iſt eine Gebühr von drei 
Gulden zu entrichten. g 6 
8 22. N 
Umbau. (1) Wird ein Kraftfahrzeug während der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte der- 
geſtalt umgebaut, daß ſich die Steuer für das Fahrzeug höher als bisher berechnet, 
ſo hat der Steuerpflichtige ſpäteſtens drei Tage vor der Benutzung des Fahrzeugs 
eine neue Steuerkarte gemäß Ss II ff. zu löſen. Zu ſolchen Aenderungen gehören 
insbeſondere Vergrößerung des Hubraumes (5 4 Abſ. 1 Nr. 1 und 2 des Geſetzes), 
Erhöhung des Eigengewichts des Fahrzeugs ($ 4 Abſ. 1 Nr. 1 bis 4 des Geſetzes), 
Umbau eines Perſonenkraftwagens in einen Laſtkraftwagen oder eines Laſtkraftwagens 
in einen Perſonenkraftwagen. Die Steuer für die alte Steuerkarte wird gemäß 
§ 13 Abſ. 5 des Geſetzes erſtattet oder erlaſſen. 
(2) Berechnet ſich im Falle eines Umbaues die Steuer nicht höher als bisher, 
ſo hat der Steuerpflichtige ſpäteſtens drei Tage vor der Benutzung des umgebauten 
Fahrzeugs entweder eine neue Steuerkarte zu löſen (vgl. Abſ. 1) oder die Um⸗ 
N ſchreibung der Steuerkarte zu beantragen. 8 21 Abſ. 3 und 4 gilt entſprechend. 
Andere Bereifung. (3) Wird bei einem Kraftomnibus oder Laſtkraftwagen mit Antrieb durch 
Verbrennungsmaſchine während der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte die Luftbereifung 
an einem Rade oder an mehreren Rädern durch eine Bereifung erſetzt, die nicht als 
Luftbereifung gilt (8 7), fo hat der Steuerpflichtige eine neue Steuerkarte zu löſen. 
Die Steuer für die alte Steuerkarte wird gemäß § 13 Abf. 5 des Geſetzes erſtattet 
oder erlaſſen. 
§ 23. L 
Wechſel in der (1) Geht das Fahrzeug während der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte auf einen 
Perſon anderen Steuerpflichtigen über, ſo hat der neue Steuerpflichtige ſpäteſtens drei Tage 
vor der Benutzung des Fahrzeugs eine neue Steuerkarte gemäß $ 11 ff. zu löſen 
oder die Umſchreibung der Steuerkarte zu beantragen. E 
(2) Im Falle der Umſchreibung gilt 8 21 Abſ. 3 und 4 entſprechend. Auf der 
Hi von dem neuen Steuerpflichtigen einzureichenden Anmeldung iſt der von ihm für 
die Steuerkarte noch zu entrichtende Betrag (Schlußſatz des $ 8 Abſ. 4 des Geſetzes) 
feſtzuſetzen. 


8 24. 
en des Erhält das Kraftfahrzeug ein anderes polizeiliches Kennzeichen, ſo hat der 
Kennzeichens. Steuerpflichtige umgehend die Steuerkarte zwecks Berichtigung dem Verkehrsſteuer— 
amt vorzulegen. RER EN 


P * 
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8 25. 


Mitteilungspflicht (1) Treten bei einem bereits zugelaſſenen Kraftfahrzeug Anderungen ein, die 
der Zulaſſungs⸗ eine Berichtigung der Zulaſſungsbeſcheinigung oder eine erneute Zulaſſung des Fahr— 
behörde. zeugs erforderlich machen ($ 6 Abſ. 3 der Verordnung über den Kraftfahrzeugverkehr 

vom 26. März 1929 — St. A. I S. 149 —), fo hat die Zulaſſungsbehörde dies dem 
Verkehrsſteueramt mitzuteilen oder die aus dieſem Anlaß bei ihr eingereichte Steuer— 
anmeldung gemäß § 11 Abſ. 1 dem Verkehrsſteueramt zu überſenden. 

(2) Wird ein Kraftfahrzeug bei der Zulaſſungsbehörde abgemeldet ($ 6 Abſ. 4 
bis 6 der Verordnung über den Kraftfahrzeugverkehr), ſo hat die Zulaſſungsbehörde 
dies dem Verkehrsſteueramt mitzuteilen unter Angabe des Tages, an dem die 
Abmeldung als vollzogen gilt. 


§ 26. 

Erſatzkarte. (1) An Stelle einer verlorenen oder unbrauchbar gewordenen Steuerkarte kann 
ohne nochmalige Erhebung einer Steuer eine Erſatzkarte für die Gültigkeitsdauer der 
alten Karte ausgeſtellt werden. Der Verluſt der Steuerkarte iſt glaubhaft zu machen. 
Die neue Karte iſt als Erſatzkarxte zu bezeichnen. Der Antrag iſt bei dem Verkehrs: 
ſteueramt ſchriftlich zu ſtellen. Das Verkehrsſteueramt vermerkt die Erteilung der 
Erſatzkarte auf der Kartothekkarte. 

(2) Für die Ausſtellung einer Erſatzkarte iſt eine Gebühr von drei Gulden zu 


entrichten. 
t d) Probefahrtkennzeichen. 
8 27. 
Verfahren im all⸗ (1) Bei Probefahrtkennzeichen nach $ 25 Abſ. 1 und 2 der Verordnung über den 
gemeinen. Kraftfahrzeugverkehr vom 26. März 1929 gelten für die Anmeldung und Feſtſetzung 


der Steuer, die Aushändigung der Steuerkarte, den Beginn der Gültigkeitsdauer der 
Steuerkarte, für Teilzahlungen, für die Erneuerung der Steuerkarte und die Über- 
wachung der Erneuerung ſowie für Erſatzkarten die Beſtimmungen des § 11 Abſ. 1, 
$ 12, 88 13 bis 15, $$ 17, 18, 26 ſinngemäß mit folgender Maßgabe: 

a) Für die Steueranmeldung iſt ein beſonderer Vordruck zu verwenden. Der vom 
Antragſteller auszufüllende Teil hat außer deſſen Namen und Wohnung und 

\ dem polizeilichen Kennzeichen alle Angaben zu enthalten, die für die Steuer- 
feſtſetzung und Steuerentrichtung erforderlich ſind. Die Anmeldung mehrerer 
Kennzeichen gleicher Art desſelben Inhabers kann in einer Anmeldung unter 
fortlaufenden Nummern zuſammengefaßt werden, wenn die Steuerkarten für die 
gleiche Zeit und mit gleichen Zahlungsbedingungen gelöſt werden. Die Vordrucke 
ſind unentgeltlich bei der Zulaſſungsbehörde ſowie beim Verkehrsſteueramt erhältlich. 

b) Für jedes Probefahrtkennzeichen iſt eine beſondere Steuerkarte gemäß $ 9 Abf. 2 
des Geſetzes auszuſtellen. Die Vordrucke für dieſe Steuerkarten werden nach be- 
ſonderem Muſter in Blockform hergeſtellt und mit geeigneten Kontröllzeihen 
verſehen. Die ausgefüllte Steuerkarte ſoll enthalten: die Gültigkeitsdauer, die 
Bezeichnung der Perſon oder der Firma, für die ſie ausgeſtellt iſt, ſowie des 
Probefahrtkennzeichens; ob die Karte für Kraftfahrzeuge jeder Art oder nur für 
Krafträder gelten, ſoll; die feſtgeſetzte Steuer, die Friſten für etwaige Teil- 
zahlungen, Raum zum Vermerk über die entrichteten Zahlungen und die im 
Steuerintereſſe hauptſächlich zu beachtenden Regeln. Über jede erteilte Steuerkarte 
dieſer Art wird gleichfalls eine Kartothekkarte angelegt. 

c) Wird ein Probefahrtkennzeichen der Zulaſſungsbehörde zurückgeliefert ($ 25 
Abſ. 3 VO. über den Kraftfahrzeugverkehr), ſo hat die Zulaſſungsbehörde dies 
dem Verkehrsſteueramt unter Angabe des Tages der Rücklieferung mitzuteilen. 

d) Wird das Probefahrtkennzeichen der Zulaſſungsbehörde ſpäteſtens binnen drei 
Tagen nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte zurückgeliefert, ſo kann 
das Verkehrsſteueramt von der Feſtſetzung einer Steuer nach $ 11 Abſ. 2 des 
Geſetzes abſehen, wenn glaubhaft gemacht wird, daß das Probefahrtkennzeichen 
nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte zum Befahren öffentlicher Wege 
nicht benutzt worden iſt. 


Verluſt des 
Probefahrt⸗ 
kennzeichens. 


Für Kleinkraft⸗ 
räder. 


Beſcheinigung 
Aber die Steuer⸗ 


freiheit. 


Ohne Beſcheini⸗ 
gung. 


(2) Die Steuerkarten, die nur für eine Dauer von 4 bis 15 Tagen ausgeſtellt 
ſind, gelten folgende beſonderen Beſtimmungen: Die Erneuerung der Steuerkarte iſt 
nicht zu überwachen. Die Zulaſſungsbehörde hat dem Verkehrsſteueramt keine Mit- 
teilung von der Rücklieferung des Probefahrtkennzeichens zu machen, wenn dasſelbe 
binnen drei Tagen nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte zurückgeliefert 
wird. 


§ 28. 

Iſt während der Gültigkeitsdauer einer Steuerkarte das Probefahrtkennzeichen in 
Verluſt geraten und hat der Polizeipräſident dem Inhaber an Stelle des verloren— 
gegangenen Kennzeichens ein neues zugeteilt, ſo iſt von dieſem umgehend beim Ver— 
kehrsſteueramt der Antrag zu ſtellen, daß die Steuerkarte für das verloren gegangene 
Kennzeichen durch Eintragung der Nummer des neuen Kennzeichens unter Beidrückung 
des Dienſtſtempels berichtigt wird. Die Kartothekkarte iſt entſprechend zu ändern. 
Der Antrag iſt zu der Steueranmeldung zu nehmen. 


E 8 29. | 
Grüne Probefahrtkennzeichen für Kleinkrafträder ($ 30 Nr. 6 VO. über den 


Kraftfahrzeugverkehr) ſind ſteuerfrei. 


e) Steuerfreie Kraftfahrzeuge. 
8 30 

(1) Soll für ein ſteuerfreies Kraftfahrzeug eine Beſcheinigung über die Steuer— 
freiheit erteilt werden, ſo iſt dies unter Verwendung eines beſonderen Anmeldungs— 
vordrucks zu beantragen. Die Anmeldung hat unter Beifügung der Zulaſſungs— 
beſcheinigung eine Beſchreibung des Fahrzeugs und eine genaue Angabe über die 
Zwecke, denen es ausſchließlich dienen ſoll, zu enthalten. Die Beſtimmungen im 8 11 
und § 14 Abf. 5 gelten ſinngemäß. Die Beſcheinigung über die Steuerfreiheit des 
Kraftfahrzeugs iſt unter Vorbehalt des Widerrufs zu erteilen. Sie ſoll außerdem 
folgende Angaben enthalten: über die Art des Kraftfahrzeugs, ſein polizeiliches Kenn⸗ 
zeichen, Herſtellungsfirma, Fabrilnummer, für wen das Fahrzeug zugelaſſen iſt bzw. 
wer Eigenbeſitzer iſt, über den Grund der Befreiung und die maßgebenden Regeln im 
Steuerintereſſe. Eine Umſchreibung der Beſcheinigung iſt unzuläſſig. 

(2) Über die erteilten Beſcheinigungen hat das Verkehrsſteueramt eine beſondere 
Liſte fortlaufend zu führen. Die Anmeldungen werden Beleg zur Liſte. In ange— 
meſſenen Zeiträumen hat ſich das Verkehrsſteueramt davon zu überzeugen, ob die 
Vorausſetzungen der Steuerfreiheit bei dem Kraftfahrzeug noch vorliegen. Gegebenen— 
falls iſt die erteilte Beſcheinigung über die Steuerfreiheit einzuziehen und die Ver⸗ 
ſteuerung des Fahrzeugs herbeizuführen. 4 

(3) Soll das Fahrzeug zu anderen als den ſteuerbefreiten Zwecken benutzt werden, 
ſo iſt es ſpäteſtens drei Tage vor ſeiner veränderten Benutzung dem Verkehrsſteueramt 
zur Verſteuerung unter Verwendung eines Vordrucks der in $ 11 Abſ. 3 vorgeſehenen 
Art anzumelden. Jede bauliche Anderung des Fahrzeugs, jede Anderung ſeiner Zweck⸗ 
beſtimmung, ein Wechſel in der Perſon des Steuerſchuldners, die Einſtellung eines 
anderen Fahrzeugs an Stelle des bisherigen iſt dem Verkehrsſteueramt unter Rück⸗ 
gabe der Beſcheinigung unverzüglich anzuzeigen. Bleibt trotz der Anderung Steuer⸗ 
freiheit beſtehen, ſo iſt eine neue Beſcheinigung auszuſtellen; die frühere iſt als Beleg 
zur Liſte zu nehmen. 

§ 31. 

(1) Ein Antrag auf Erteilung einer Beſcheinigung über die Steuerfreiheit iſt 
nicht erforderlich für: 0 

a) ſteuerfreie Krafträder ($ 2 Nr. 1 des Geſetzes), 

b) Kraftfahrzeuge der Polizei ($ 2 Nr. 4 des Geſetzes), 

e) Probefahrtkennzeichen, die amtlich anerkannten Sachverſtändigen zur Verwendung 
bei der techniſchen Prüfung von Kraftfahrzeugen zugeteilt werden (S 9 Abſ. 3 
des Geſetzes), 

d) Probefahrtkennzeichen für Kleinkrafträder ($ 29). 

Eine Beſcheinigung über die Steuerfreiheit wird in den vorſtehend bezeichneten 
Fällen nicht erteilt. a ; 
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r Ani: 
(22) Das gleiche gilt für die im Beſitze des Staates oder der Gemeinden (Ge— 
. meindeverbände) befindlichen Kraftfahrzeuge ($ 2 Nr. 3 des Geſetzes), ſofern die 
Bauart und die äußere Beſchaffenheit der Kraftfahrzeuge ihren Verwendungszweck 
unzweifelhaft erkennen laſſen (3. B. Löſchgeräte- und Mannſchaftswagen der Feuerwehr, 
Krankenwagen, Straßenreinigungswagen, Straßenwalzen). 


II. Beſondere Fälle. 


$ 32. 


Private e (1) Das Verkehrsſteueramt kann auf Antrag die Kraftfahrzeugſteuer für Kranken⸗ 
1 aag hre und Feuerwehrfahrzeuge, die nicht im Beſitze des Staates oder der Gemeinden (Ge- 
DEN meindeverbände) ſind, unter Vorbehalt des Widerrufs erlaſſen, wenn der Antrag— 
ſteller glaubhaft macht, daß die Fahrzeuge der Allgemeinheit unentgeltlich oder ledig— 
lich gegen Erſatz der Selbſtkoſten zur Verfügung geſtellt werden. 
(2) Als Kranken- und Feuerwehrfahrzeuge im Sinne des Abſ. 1 ſind nur ſolche 
Kraftfahrzeuge anzuſehen, die nach ihrer Bauart und ſonſtigen äußeren Beſchaffenheit 
pat Verwendungszweck der Krankenbeförderung oder des Feuerwehrdienſtes angepaßt 
ind. 
(3) Die Beſtimmungen in S 30 finden Anwendung. 


8 33. 

Kriegsbeſchädigte. (1) Das Landeszollamt kann Kriegsbeſchädigten, die infolge ihrer Kriegs— 
beſchädigung in der Gehfähigkeit beſchränkt und auf die Benutzung eines Fahrzeugs 
angewieſen ſind, auf Antrag die Kraftfahrzeugſteuer ganz oder teilweiſe erlaſſen, ſofern 
es ſich um Krafträder, um Perſonenkraftwagen mit Antrieb durch Verbrennungs- 
maſchine bis zu 1600 Kubikzentimeter Hubraum oder um elektriſch angetriebene 
Perſonenkraftwagen handelt. Bei der Prüfung, ob und in welcher Höhe dem Antrage 
ſtattzugeben iſt, ſind die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Kriegsbeſchädigten und die 
Schwere der Kriegsbeſchädigung zu berückſichtigen. Dient das Fahrzeug nicht aus⸗ 
ſchließlich der Beförderung des Kriegsbeſchädigten, ſo kann der Erlaß ganz oder zum 
Teil verſagt werden. 


(2) Der Steuererlaß iſt auf die Zeitdauer zu beſchränken, für die das Fahrzeug 
für den Kriegsbeſchädigten zugelaſſen iſt und von ihm benutzt wird. Er kann nur für 
ein Kraftfahrzeug des Antragſtellers gewährt werden. Der jederzeitige Widerruf iſt 
vorzubehalten. Der ermäßigte Jahresſteuerbetrag iſt bei der Steuerfeſtſetzung anzu⸗ 
geben; von ihm ausgehend iſt gegebenenfalls der Steuerbetrag für eine kurzfriſtige 
Steuerkarte zu berechnen. 


(3) Iſt die Steuer in vollem Umfange erlaſſen, ſo iſt an Stelle einer Steuerkarte 
eine entſprechend zu ändernde Beſcheinigung der in $ 30 Abſ. 1 vorgeſehenen Art 
zu erteilen. Die Beſcheinigung wird jeweils längſtens für die Dauer eines Jahres aus⸗ 
geſtellt. Ihre Erteilung wird nicht in die Liſte der ſteuerfreien Fahrzeuge eingetragen, 
ſondern auf der Kartothekkarte vermerkt. Wird die Steuer nicht in vollem Umfange 
erlaſſen, jo iſt der Grund der Ermäßigung auf der Steuerkarte und auf der Kartothek— 
karte erſichtlich zu machen. Steuerkarten, für die Ermäßigung gewährt iſt, können 
nicht gemäß $ 8 Abſ. 4 des Geſetzes auf einen anderen Steuerpflichtigen umgeſchrieben 
werden. ç 


(4) Hat der Senat oder das Landeszollamt bereits Steuererlaß gewährt und 
wird bei Ablauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte oder der Beſcheinigung erneut 
Erlaß beantragt, ſo kann das Verkehrsſteueramt über den Antrag nach Prüfung 
des Sachverhalts ſelbſtändig entſcheiden, ſofern es den Antrag ablehnen oder keinen 
weiteren Erlaß als bisher gewähren will. 


8 34. 


Diplomaten und Wenn der Senat einen diplomatiſchen Vertreter oder Berufskonſul eines fremden 
Berufskonſuln. Staates von der Kraftfahrzeugſteuer befreit hat, iſt über die gewährte Steuerfreiheit 
vom Verkehrsſteueramt eine Beſcheinigung der in $ 30 Abſ. 1 vorgeſehenen Art unter 
Vorbehalt des Widerrufs zu erteilen. Die erteilten Beſcheinigungen ſind in einem 


Aeltere Motore. 


Nichtbenutzung 
des Fahrzeugs. 


} land. 


Wegen Ab⸗ 
meldung des 
N Fahrzeugs. 


c Wegen Einziehung 
N der Zulaſſungs⸗ 
7 beſcheinigung. 


RI; Bei Aenderung des 


Verwendungs- 
zwecks. 


beſonderen Abſchnitt der nach 8 30 Ab 


Ausfuhr ins Aus⸗ 


ſ. 2 zu führenden Liſte einzutragen. Alljährlich 
iſt durch Nachfrage bei der Zulaſſungsbehörde feſtzuſtellen, ob hinſichtlich des Fahr— 
zeugs oder der Perſon, für die das Fahrzeug zugelaſſen iſt, Anderungen eingetreten 
find. Iſt das Fahrzeug bei der Zulaſſungsbehörde abgemeldet, jo iſt die Liſte zu 
berichtigen. 

8 35. 


Das Verkehrsſteueramt kann auf Antrag für Perſonenkraftwagen, deren Motor 
vor dem 1. Januar 1919 hergeſtellt iſt, die Jahresſteuer auf 50 v. H. und für 
Perſonenkraftwagen, deren Motor nach dem 1. Januar 1919, aber vor dem 1. Januar 
1923 hergeſtellt iſt, auf 75 v. H. des Betrages, der nach dem Kraftfahrzeugſteuergeſetz 
vom 1. April 1929 zu entrichten wäre, ermäßigen. Der Antragſteller hat den Zeitpunkt 
der Herſtellung des Motors glaubhaft zu machen. 


$ 36. 


(1) Das Verkehrsſteueramt kann auf Antrag des Steuerpflihtigen die Kraft— 
fahrzeugſteuer für zulaſſungspflichtige Fahrzeuge auf 10 Gulden ermäßigen, wenn 
der Antragſteller nach Feſtſetzung der Steuer nachweiſt, daß ihm eine auf ſeinen 
Namen lautende Zulaſſungsbeſcheinigung nicht ausgehändigt worden iſt, und glaubhaft 
macht, daß das Fahrzeug von ihm nicht zum Befahren öffentlicher Wege benutzt 
worden iſt. Die Steuerkarte iſt zurückzugeben. Der Antrag iſt innerhalb eines Monats 
vom Tage der Steuerfeſtſetzung an zu ſtellen. 

(2) Das gleiche gilt für die Kraftfahrzeugſteuer bei nichtzulaſſungspflichtigen 
Fahrzeugen, wenn auf Aushändigung der Steuerkarte verzichtet und glaubhaft gemacht 
wird, daß das Fahrzeug nicht zum Befahren öffentlicher Wege benutzt worden iſt. 

(3) Die Ermäßigung der Steuer iſt auf der Steueranmeldung unter kurzer Angabe 
des Grundes zu vermerken und der zu viel entrichtete Betrag dem Steuerpflichtigen 
zu erſtatten. Eine bereits ausgeſchriebene Steuerkarte iſt nach Unbrauchbarmachung 
als Beleg zur Anmeldung zu nehmen. 


8 37. 


Für die Überführung eines im Inland erworbenen Kraftfahrzeuges mit eigener 
Triebkraft zum dauernden Verbleib im Ausland wird eine Kraftfahrzeugſteuer nicht 
erhoben. Ç 


D. Erſtattung oder Erlaß der Steuer. 


f 8 38. 
Liegen die Vorausſetzungen zu einer Erſtattung von Kraftfahrzeugſteuer gemäß 
88 13, 14 des Geſetzes vor, fo wird für jeden vollen Monat des Reſtes der Gültig— 
keitsdauer der Steuerkarte ein Betrag in Höhe von einem Zwölftel der Jahresſteuer 
erſtattet. 
S 39. L 


Hat die Zulaffungsbehörde auf Antrag des Verkehrsſteueramtes gemäß 8 11 
Abi. 2 Satz 2 des Geſetzes ein Kraftfahrzeug in der Liſte der zugelaſſenen Kraftfahr- 
zeuge oder ein Probefahrtkennzeichen in der Liſte der Probefahrtkennzeichen gelöſcht, 
ſo kann der Steuerpflichtige Erlaß oder Erſtattung der Steuer für den Reſt der 
Gültigkeitsdauer der Steuerkarte beantragen. Die Vorſchriften im 8 13 Abſ. 1 
bis 3, $ 15 des Geſetzes finden ſinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, daß an 
Stelle des Tages der Abmeldung der Tag der Löſchung bei der Zulaſſungs— 
behörde tritt. 

i $ 40. | 

Soll ein Kraftfahrzeug für den Reſt der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte nu 
noch zu einem nach $ 2 Nr. 2 des Geſetzes ſteuerbefreiten Zweck verwendet werden, 
ſo kann der Steuerpflichtige die Ausſtellung einer Beſcheinigung über die Steuerfreiheit 
und Erſtattung oder Erlaß der Steuer für den Reſt der Gültigkeitsdauer der Steuer: 
karte beantragen. Sind die Vorausſetzungen der Steuerbefreiung gegeben, ſo kann 


das Verkehrsſteueramt dem Antrage entſprechen. Die Vorſchriften in 8 13 Abſ. 1 


bis 3, $ 15 des Geſetzes finden ſinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, daß an 


Verzicht auf Rück⸗ 
gabe der inr 
farte. 


Anmeldung. 


vorläufig zur Verſteuerung anzumelden. Das Grenzzollamt iſt befugt, die Hinter⸗ 


Ausweiskarte. 


Stelle des Aettpuntles be Abmeldung bei 5 Zulaſſungsbehörde der Tag tritt, an 
dem die Beſcheinigung über die Steuerfreiheit erteilt wird. 


S 41. 
Der Rückgabe der Steuerkarte (SS 13, 14 des Geſetzes) iſt es gleichzuachten, 
wenn die Steuerkarte verloren gegangen iſt und dies glaubhaft gemacht wird. 


E. Ein⸗ und Durchgangsverkehr im Ausland beheimateter Fahrzeuge. 
I. Eingang zum dauernden Verbleib. 
§ 42. 


(1) Geht ein Kraftfahrzeug mit eigener Triebkraft aus dem Auslande zum 
dauernden Verbleib in das Inlandz ein, fo iſt das! Fahrzeug bei dem Grenzzollamt 


legung einer Sicherheit in Höhe der Steuer für eine Vierteljahreskarte zu fordern. 
Es hat über die Anmeldung und die Sicherheitsleiſtung eine Beſcheinigung zu erteilen, 
in der eine Friſt zur Löſung der Steuerkarte zu beſtimmen it; bis zum Ablauf dieſer 


Friſt gilt die Beſcheinigung als Ausweis. 


(2) Die endgültige Anmeldung des Kraftfahrzeuges und die Löſung der Steuer— 
karte hat nach den 88 11 ff. zu geſchehen. Die Gültigkeitsdauer der Steuerfarte 
iſt in dieſem Falle von dem Tage des Grenzübertritts an zu rechnen. Von der Ent⸗ 
richtung der Steuer iſt das Grenzzollamt in Kenntnis zu ſetzen; dieſes gibt alsdann 
die Sicherheit zurück. Auf Antrag des Steuerpflichtigen kann gegen Ablieferung der 
Beſcheinigung (Abſ. 1) die Sicherheit auch auf die endgültig feſtgeſetzte Steuer ver⸗ 
rechnet werden. In dieſem Falle iſt der hinterlegte Betrag dem Vekehrsſteueramt 
zuzuführen. 

(3) Die Beſtimmungen in Abſ. 1 und 2 finden auch Anwendung, wenn ein im 
Inland bereits verſteuertes Fahrzeug, deſſen Steuerkarte während eines Aufenthalts 
im Auslande abgelaufen iſt, wieder in das Inland eingeht, mit der Maßgabe, daß 


hinſichtlich der endgültigen Anmeldung (Erneuerung) nach SS 17, 18 zu verfahren it. 


U. Eingang zum vorübergehenden Aufenthalt. 
8 43. 
(0 Geht ein ausländiſches Kraftfahrzeug nur zum vorübergehenden Verbleib in 


5 das Inland ein, ſo iſt bei der Grenzſtelle eine Ausweiskarte zu löſen. 


Gültigkeitsdauer. 


(2) Die Vordrucke für Ausweiskarten werden nach beſonderem Muſter auf 
farbigem Papier hergeſtellt. Die ausgefüllte Karte ſoll enthalten: die Gültigkeits⸗ 
dauer, die Perſon oder Firma, für die ſie ausgeſtellt iſt, deren Wohnort oder Sitz, 
die Nationalitäts- und polizeilichen Kennzeichen ſowie die Art des Fahrzeuges. Die 
Vordrucke ſollen außerdem die im Steuerintereſſe zu beachtenden Regeln und genügend 
Raum für die Vermerke des Ein- und Ausgangs des Fahrzeugs innerhalb der 
Gültigkeitsdauer der Karte ($ 44 Abſ. 3) enthalten. 

(3) Die Gebühr für den Vordruck beträgt 0,50 Gulden. 

(4) Als Beginn der Gültigkeitsdauer der Ausweiskarte iſt der Tag des Eingangs 
des Fahrzeuges einzuſetzen. 

(5) JedekGrenzſtelle führt ein Verzeichnis der? von ihr erteilten Ausweiskarten. 
Eine Durchſchrift dieſes Verzeichniſſes iſt zum 7 und 15. jeden Monats dem Verlebrs- 
ſteueramt einzureichen. 

8 44. 


(1) Die Ausweiskarte wird jeweils ausgeſtellt für einen Zeitabſchnitt, der mit dem 


1. Juli beginnt, der dem Ausſtellungstage vorausging, und der endigt mit dem 
nächſten 30. Juni. 

(2) Die Ausbweiskarte berechtigt zur ſteuerfreien Benutzung der öffentlichen Wege 
im Inlande während der in ihr bezeichneten Jahresfriſt, iedoch in dieſer Zeit nicht über 
fünfundvierzig Tage hinaus. Die Tage des Aufenthalts im Inland brauchen nicht 
unmittelbar aufeinander zu folgen. 

(3) Wird die Grenze während der Gültigkeitsdauer der Ausweistarte mehrfach 
überſchritten, ſo iſt ſie bei jedem Grenzübertritt der Grenzſtelle zum Vermerk des 


* 


Aufenthalts 


Erſatzkarte. 
K Durchgangs⸗ 
= verfehr. 

Sollbuch. 


7 des 


Ausgangs bzw. Eingangs des Fahrzeuges vorzülegen. Ein weiterer Vermerk fällt 
fort, wenn ein Fahrzeug an einem Kalendertage mehr als einmal ein- und ausfährti 


$ 45. 


(1) Soll der Verbleib des Kraftfahrzeuges im Inlande über fünfundvierzig Tage 
(S 44 Abſ. 2) ausgedehnt werden, jo iſt ſpäteſtens drei Tage vor Ablauf der Ausweis- 
karte eine Steuerkarte gemäß § 6 Abſ. 2 des Geſetzes beim Verkehrsſteueramt zu 
löſen. Über Ausnahmen entſcheidet der Senat. 

(2) Wird für ausländiſche Krafträder und Perſonenkraftwagen mit Antrieb 
durch Verbrennungsmaſchine (S 4 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes) eine Steuerkarte gemäß 
S 6 Abſ. 2 des Geſetzes gelöſt, jo ſind, falls die vom Heimatſtaat ausgeſtellten Aus— 
weispapiere einen genügenden Anhaltspunkt für die Berechnung der Steuer nicht 
bieten, S 

a) bei Krafträdern 600 Kubikzentimeter Hubraum, 
b) bei Perſonenkraftwagen je 50 Kilogramm Eigengewicht des. Fahrzeuges oder 
ein Teil davon als 100 Kubikzentimeter Hubraum 
anzuſetzen. 

(3) Weiſt der Steuerpflichtige durch das Gutachten eines vom Senat anerkannten 
Sachverſtändigen (8 5 Abſ. 2 der Verordnung über den Kraftfahrzeugverkehr vom 
26. März 1929 — St. A. I S. 149 —) nach, daß der nach der Formel gemäß $ 8 
berechnete Hubraum ſeines Fahrzeuges geringer iſt als der nach Abſ. 2 anzunehmende 
Hubraum, ſo iſt die Steuer nach dieſem geringeren Hubraum zu berechnen. Wird 
dieſer Nachweis erſt nach Feſtſetzung der Steuer, aber vor Ablauf der Gültigkeitsdauer 
der Steuerkarte erbracht, ſo iſt die Steuerfeſtſetzung zu ändern und der zuviel gezahlte 
Betrag zu erſtatten, wenn ein im Inlande wohnhafter Empfangsberechtigter benannt 
wird. i 

(4) Das Eigengewicht des Fahrzeuges iſt aus den vom Heimatſtaat ausgeſtellten 
Ausweispapieren zu entnehmen. 


(5) Die Ausweiskarte wird bei Erteilung der Steuerkarte eingezogen. 


5 46. 


Wird die Ausſtellung einer Erſatzkarte an Stelle einer verloren gegangenen oder 
unbrauchbar gewordenen Ausweistarte beantragt, jo iſt die Grenzſtelle zuſtändig, 
die die alte Ausweiskarte erteilt hat. Die Ausitellung iſt nur zuläſſig, wenn glaubhaft 
gemacht wird, daß der Kraftwagen in dem laufenden Zeitabſchnitt noch nicht an 
45 Tagen benutzt iſt. In anderen Fällen iſt innerhalb des laufenden Zeitabſchnittes 
die Ausſtellung einer weiteren Ausweiskarte unzuläſſig. 


$ 47. 


Die Verpflichtung auf Löſung einer Ausweiskarte erſtreckt ſich nicht auf die 
Fälle des reinen Durchgangsverkehrs (Durchſchneidung des Gebiets als der einzigen 
oder der gegebenen Verbindung zwiſchen verſchiedenen Orten des Auslandes), in 
denen auf Grund getroffener Abmachungen eine beſondere Kennzeichnung des Fahr— 
zeuges vorgeſehen iſt. 

F. Buchführung. 
8 48. 

(1) Über die Erhebung der Kraftfahrzeugſteuer wird vom Verkehrsſteueramt ai 
beſonderes Sollbuch geführt. 

(2) In das Sollbuch, das je für ein Rechnungsjahr zu führen iſt, ſind ſämtliche 
Fälle einzutragen, in denen Kraftfahrzeugſteuer oder eine Gebühr für Umſchreibung 
oder Erſatz der Steuerkarte zu erheben iſt. Wegen der Eintragung in das Sollbuch 
bei der Umſchreibung einer Steuerkarte gelten des näheren die diesbezüglichen BERN 
mungen in den 88 21 bis 23. 

(3) Das Sollbuch iſt am 31. März des Rechnungsjahres, für das es geführt it, 
für neue Fälle zu ſchließen. Zur Abwicklung bereits eingetragener Fälle iſt es bis 
zum 30. September des folgenden Rechnungsjahres offen zu halten. Alsdann noch 
nicht erledigte Fälle ſind in das laufende Sollbuch unter den nächſten laufenden 
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Nummern zu übernehmen. Die richtige Übertragung iſt vom Kaſſenaufſichtsbeamten 
zu beſcheinigen. Die Nummern, unter denen dieſe Fälle in dem geſchloſſenen Sollbuch 
geführt wurden, ſind bei der Eintragung in dem laufenden Sollbuch unter der neuen 
* Nummer in Klammern (rot) anzugeben. 

(4) Wird die Anmeldung mehrerer Probefahrtkennzeichen desſelben Inhabers in 
einer Anmeldung zuſammengefaßt, ſo ſind die Eintragungen in das Sollbuch für 
jedes Probefahrtkennzeichen unter beſonderer Nummer zu bewirken. 

(5) Für die Überwachung der Teilzahlungstermine kann ein Terminkalender 
geführt werden. 


8 49. 
Einnahmetage⸗ Die Verbuchung der Kraftfahrzeugſteuer, der Zuſchläge und der Zinſen ſowie 
buch. der Gebühr für die Umſchreibung von Steuerkarten und für die Erteilung von Erſatz⸗ 
ſteuerkarten erfolgt in dem Einnahmetagebuch der Kaſſe. 
§ 50. 
Kartenblöcke. Die Steuerkartenblöcke werden buchmäßig ebenſo wie Stempelzeichen behandelt. 


G. Übergangs⸗ und Schluß beſtimmungen. 
§ 51. 
Muſter. Die Muſter für Anmeldungsvordrucke ($ 11 Abſ. 3, $ 27 Abſ. 1 a, $ 30 Abi. 1), 
für Steuerkarten ($ 12 Abſ. 2, S 27 Abſ. 1b), für Beſcheinigungen über die Steuer- 
freiheit ſowie für die Lifte über die erteilten Beſcheinigungen (§ 30 Abſ. 1, 2, 8 33 
a Abſ. 3), für Ausweiskarten ſowie für das Verzeichnis der erteilten Ausweiskarten 
(S 43 Abſ. 2, 5) und für das Sollbuch ($ 48 Abſ. 1) bedürfen der Genehmigung 
des Landeszollamts. Es beſtimmt auch das nähere über die Art der Buchführung. 


§ 52. 
Inkrafttreten. (1) Dieſe Ausführungsbeftimmungeng [treten an Stelle der „Vorläufigen Aus⸗ 
führungsanweiſung zum Kraftfahrzeugſteuergeſetz vom 17. Januar 1922“ (Eeſetzbl. 
S. 27) ſowie der 88 131 bis 161 der Ausführungsbeſtimmungen zum Reichsſtempel⸗ 
geſetz vom 20. Auguſt 1918 (Zentralblatt für das Deutſche Reich S. 583), mit der 
Maßgabe, daß bis zum Aufbrauch der noch vorhandenen Steuerkarten früheren 
Muſters die betreffenden bisherigen Vorſchriften zur Anwendung kommen. Ç 

(2) Der 8 35 findet auf ſolche Kraftfahrzeuge, für die eine Steuerkarte vor dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer Beſtimmungen gelöſt war, erſt nach Ablauf 
dieſer Steuerkarte Anwendung. 

(3) Die Vorſchriften über den Eingang im Ausland beheimateter Kraftfahrzeuge 
zum vorübergehenden Aufenthalt (SS 43 bis 47) treten am 1. Juli 1930 in Kraft. 
Diejenigen Fahrzeuge, die vor dieſem Tage in das Inland eingegangen ſind, gelten 
hinſichtlich ihres ſteuerfreien Aufenthalts wie ſolche, die am 1. Juli 1930 ein⸗ 
gegangen ſind. 


Danzig, den 23. Mai 1930. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Kamnitzer. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


SN leg SX 


0 1 
TU Mi RO 


A enn Nr 8 
Ul; * 1075 n IR a er 1550 0 5 
a v 7 


. 
P GL ba 0 y 


UR 
L KI d Sù) 


